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Bericht 

des Justizausschusses 

über die Regierungsvorlage (216 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem Regelungen über die 
medizinisch unterstützte Fortpflanzung getrof­
fen (Fortpflanzungsmedizingesetz - FMedG) 
sowie das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, 
das Ehegesetz und die lurisdiktionsnorm 

geändert wer en 

Der Justizausschuß hat die gegenständliche 
Regierungsvorlage m seiner Sitzung am 10. Okto­
ber 1991 m Verhandlung genommen und emstlm­
mlg beschlossen, zur weiteren Vorberatung emen 
Unterausschuß emzusetzen, dem von der Sozlalisti�­
schen Partei Österreichs die Abgeordneten Dr 
Elisabeth H I a v a c, Dr. Ilse M e  r t e l, Dr 
P r  e i ß, Annemarie R e  i t s a m  e r und W a l l  n e r, 
von der Österreichischen Volkspartei die Abgeord­
neten Rosemarie B a u  e r, Mag. Cordula F r  i e -
s e r, Dr. G r a f f  und Dr. Le i n e r, von der 
Freiheitlichen Partei die Abgeordneten Mag 
B a r  mül l e r und Mag. Dr. Heide S c  h m i d t 
sowie von den Grun-Altemativen die Abgeordnete 
Mag. Terezija S t � i s i t s angehörten 

Zui� Obfrau des erwähnten Unterausschusses 
wurde Abgeordnete Dr. Elisabeth H I a v a  c, zu den 
Stellvertretern die Abgeordnete Rosemarie B a u  e r 
sowie zum Schnftfuhrer der Abgeordnete Mag 
B a r  m u l l  e r gewahlt. 

Dieser Unterausschuß besehaftlgte sich in sechs 
Arbeitssitzungen mit der gegenstandlichen Matene. 
Den Verhandlungen wurden Experten beigezogen, 
und �zwar Univ.-Doz. Dr. B e  r n  a t, Umv -Prof. 
Dr. B ydl i n s  k i, Umv.-Prof. Dr. K r  e i l, 
Umv -Prof DDr H u b  e r, Univ -Doz. Dr. Man­
anne S p r i n g e r  - K r  e m s e r, Dr Nancy L y 0 n, 
Rechtsanwaltin Dr. Kathanna R u  e p r e c h t und 
Dr. Andrea S c  h n a t t i n  g e r  Weiters nahmen 
Bundesministerin Johanna D 0 h n a I und Bundes­
minister Dr M i  c h aI e k an den Beratungen teil. 
Das �undesministenum fur JUStiZ war durch 

Sektionschef Dr. T a d e  s, . Mimsterialrat Dr 
H o  p f, Mmlstenalrat Dr. S t o r  m a n  n und 
Staatsanwalt Dr. K a t  h r e i n  vertreten, das 
Bundesmlmsterium fur Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz durch Mmlstenalratln Dr. 
Elfnede F r  i t z, Dr. Renate Ka u s e k sowie 
Oberkommissarin Dr Memhild H a u  s r e i t h e r  
und das Bundeskanzleramt durch Ratln Dr. Sabine 
B e  r n e g g e r  (Verfassungsdienst) sowie Ratm Dr 
Ursula A c h  t s n i t (Frauenrelevante Angelegen­
heiten) 

Ober das Ergebms semer Arbeiten benchtete der 
Unterausschuß sodann durch die Obfrau Abgeord­
nete Dr. Ehsabeth H I a v a  c dem JustIzausschuß m 

seiner Sitzung am 8 Mal 1992. 
An der sich diesem Bericht anschließenden 

Debatte beteihgten sich die Abgeordneten Mag 
B a r  m u l l  e r, Dr G r a f f, Dr Le i n e r, Annema­
rie R e  i t sa m e r, Dr. Ehsabeth H I a v a  c, Dr. 
o f n e  r und Mag. Terezija S t 0 I S I t s sowie die 
Bundesministerin fur Frauenangelegenheiten Jo­
hanna D 0 h n a I und der Bundesminister fur Justiz 
.or M i c h  a l e  k. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungsvor­
lage unter � Beruckslchtlgung eines gemeinsamen 
umfassenden Abanderurigsantrages der Abgeordne­
ten Dr. Ehsabeth H I a v a c und nr G a i  g g in der 
diesem Bericht beigedruckten Fassung einstimmig 
angenommen. Ein' Abanderungsantrag des Abge­
ordneten Mag B a r  millI e r hingegen fand keine 
Mehrheit 

Zur Benchterstatterin fur das Haus wurde die 
Abgeordnete Ludmilla P a r  f u s s gewahlt. 

Der Justizausschuß begrunget die Anderungen 
der Regierungsvorlage wie folgt 

Allgemeines 
Erklartes Ziel der Regierungsvorlage war es, die 

modernen Techmken der medizinisch unterstutzten 
Fortpflanzung emer der Menschenwürde, dem 
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2 490 der Beilagen 

Kindeswohl und dem Recht auf Fortpflanzung 
verpflichteten gesetzlichen Regelung zu unterzie­
hen An diesen PrinZIpien halt der Ausschuß fest, 
mag auch die Bedachtnahme auf das Kmdeswohl 
vereinzelt kntlslert worden sem Ebenso folgt der 
Ausschuß der Methode der Regierungsvorlage, 
diese Grundsatze bei der Losung der verschiedenen 
Probleme Im Emzelfall gegenemander abzuwagen, 
um so zu emer moglichst allgemem akzeptablen 
Regelung zu gelangen. Der vorlIegende Entwurf 
stellt eInen wohl ausgewogenen Kompromlß der 
einander oft Widersprechenden AnSichten- und 
Haltungen zu den Moglichkeiten und zur Praxis der 
modemen ReproduktIonsmedizm dar 

Die Vornahme mediZInIsch unterstutzter Fort­
pflanzungen mit den Eizellen und dem Samen der 
Wunscheltern Wird m der offentlichen Auseinander­
setzung wie m den FachdiskussIOnen - im 
Verhaltnis zur HeranzIehung fremder Keimzellen 
- Vielfach fur unbedenklich erachtet In der Tat 
smd die mit der Behandlung im sogenannten 
"homologen System" verbundenen Folgen ver­
gleIChsweise unproblematisch : Weder kann es hier 
zu ewer ,,Aufspaltung der Elternschaft" zwischen 
den "genetischen" und den "SOZIalen" Eltern(tei­
len) kommen, noch ISt hiCOr eme Ausnutzung und 
Ausbeutung der Fortpflanzungsfahlgkeit und 
Fruchtbarkeit der Beteiligten zu befurchten, auch 
eme ,,Auswahl" des Kmdes nach bestimmten 
fragwurdigen Merkmalen Ist dabei nur einge­
schrankt moglIch 

An sich sprachen diese Uberlegungen dafur, die 
vom Fortpflanzungsmedlzmgesetz erfaßten m'edlzl­
nIschen Methoden uberhaupt nur mit den Keimzel­
len der in Behandlung stehenden Ehegatten oder 
Lebensgefährten zuzulassen und 'die "Spende" von 
Eizellen, entwIcklungsfahlgen Zellen oder Samen 
zu verbieten Wenn der Ausschuß dennoch - auch 
w diesem Punkt der Regierungsvorlage folgend -
ausnahmeswelse die Zulassung der heterologen 
Insemmatlon vorschlagt, beruht dies ewzlg und 
allein darauf, daß die seit langerem auch mit 
Fremdsamen praktizierte Methode der Insemma­
tJon verhaltnismaßig el,nfach gehandhabt und kaum 
effektiv kontrollIert werden kann Em Verbot dieses 
Verfahrens konnte die ganz gewIß nicht erwunschte 
Wirkung nach Sich Ziehen, daß Sich die beteilIgten 
Paare Ihren oft dnngenden KInderwunsch unter 
Außerachtlassung der gesetzlichen Schranken erful­
len lassen 

Ganz anders verhalt es Sich Jedoch mit den 
neuerartigen TechnIken der medizmisch unterstutz,­
ten Fortpflanzung, besonders der In-vltro-FertilIsa­
tIon Hier erfordert die fachgerechte Behandlung 
eInen hohen AusbIldungsstand des Arztes und des 
nIcht-arztlichen Personals, hier ISt auch der 
technIsche Aufwand unvergleichlich' hoher als bel 
der Insemmatlon. Demgemaß ISt eIne (auch 
nachtraglIche) Kontrolle dieser Behandlung�n welt 

eInfacher Der Ausschluß der EIzellenspende, des 
Transfers entwicklungsfahlger Zellen und der 
Verwendung von Fremdsamen bel eIner In-vltro­
Fertilisation Ist daher unter Bedachtnahme auf den 
wunschenswerten Vorrang des "homologen Sy­
stems" sachlich durchaus gerechtfertigt Daruber 
hInaus kann die "EIzellenspende" und der Transfer 
von entwicklungsfähigen Zellen, die nIcht nur mit 
operativen Emgnffen- an den beteiligten Frauen, 
sondern auch mit medikamentosen Behandlungen 
verbunden smd, mit der "Samenspende" nicht 
verglichen werden Gleiches gIlt fur die mit hohen 
Anforderungen verbundene Verwendung von 
Fremdsamen bel emer In-vitro-Fertilisation Im 
Vergleich zur relatIv emfachen InsemInation 

Auch am Vorschlag der Regierungsvorlage, 
medizinisch unterstutzte Fortpflanzungen nur fur 

verheiratete wie unverheiratete Paare 
zuzulassen, halt der Ausschuß fest. Damit werden 
alleinst�hende Frauen (und Manner) von den im 
Gesetz geregelten Fortpflanzungsverfahren ausge­
schlossen Diese Beschrankung Ist geboten, um dem 
Grundsatz der Subsldlantat der mediZInIsch unter­
stutzten Fortpflanzung Rechnung zu tragen, aber 
auch um die der Wurde aller Beteiligten Widerspre­
chende "Leihmutterschaft" m allen Formen auszu­
schalten Dem/Standpunkt der Regierungsvorlage, 
wonach Emzelpersonen unter anderem auf Grund 
emer "uberwlegenden gesellschaftlichen Ableh­
nung" der Zugang zur mediZlnI!\ch unterstutzten 
Fortpflanzung zu verwehren seI (Seite 13 der 
Erlauterungen), vermag Sich der Ausschuß freilich 
nIcht anzuschlIeßen ' 

Besonderer Teil 

Art. I (Fortpflanzungsmedizingesetz) : 

Zu §1: 

Nach dem gegenwartlgen Stand der Wissenschaft 
konnen SICh befruchtete Eizellen nur uber eInen 
verhaltnIsmaßlg kurzen Zeitraum außerhalb des 
Korpers einer Frau weiter entWickeln. Die von 
manchen befurchtete ,,Aufzucht" eines KIndes In 
eIner technischen V ornchtung biS zu einem der 
Geburt vergleichbaren ReifestadlUm scheitert an 
vielerlei Hindernissen, besonders aber a� der 
UnmoglIchkelt, die Funktionen des mutterlIchen 
Blutkreislaufs zu Simulieren Im HInblick auf 
allfallIge kunftIge ErkenntnIsse der Medlzm sei 
Jedoch klargestellt, daß der Entwurf nur Methoden 
zur Herbeiführung einer Schwangerscliaft (das ISt 
- mediZInIsch gesagt - die Austragung eInes 
KIndes durch eIne Frau uber eInen Zeitraum von 
durchschnIttlIch 40 Wochen) regelt (§ 1 Abs. 1). 

. Verfahren, mit denen befruchtete Eizellen außer­
halb des Körpers eIner Frau zur Entwicklung und 
"Reifung" gebracht werden sollen, stellen keine 
mediZInisch unterstutzte Fortpflanzung im SInn des 
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Gesetzes dar, sie smd gemaß § 9 Abs 1 erster Satz 
unzulasslg und stehen unter der Strafdrohung des 
§ 22  Abs. 1 Z 3. 

Die Regierungsvorlage zahlte die ganglgen 
Techniken der medlzmisch unterstutzten Fortpflan­
zung in § 1 Ab&. 2 abschließend l!uf. Sie umschrieb 
damit alle derzeit gebrauchlIchen "kunstlIchen" 
Verfahren der Reproduktionsmedizin und ver­
suchte, solcherart den AnwendungsbereICh des 
Gesetzes abzustecken. Es kann aber nicht ausge­
schlossen werden, daß die Wissenschaft m Zukunft 
außer den m Abs 2 genannten Verfahren weitere 
Methoden zur Herbelfuhrung einer Schwanger­
schaft entwickelt Solche neuen Techniken waren 
bel emer bloß taxatlven Aufzahlung der vom Gesetz' 
umfaßten Verfahreri nicht geregelt und womoglich 
unbeschrankt zulasslg Daher empfiehlt es sich, die 
dem Gesetz unterlIegenden Methoden in Abs. 2 
durch die Emfugung des Wortes "msbesondere" 
beispielhaft anzufuhren Das Fortpflanzungsmedl­
zmgesetz wird demnach auch fur alle kanftigen 
artifiziellen Verfahren zur Herbeifuhrung emer 
Schwangerschaft gelten 

Nach § 1 Abs. 3 der Regierungsvorlage sollte 
(erst) ab der Verschmelzung der Kerne der EI- und 
Samenzelle von ei'ner "entwicklungsfahlgen Zelle" 
Im Smn des Entwurfes auszugehen sem 

Der eigentiiGhe Vorgang der Befruchtung er­
streckt sich nach Auskunft der vom Ausschuß 
beigezogenen Fachleute uber mehrere Stunden Die 
Kernve'rschmelzung, zu der es erst einige Zelt nach 
dem Eindnngen der Samenzelle m die Eizelle 
kommt, stellt emen unerlaßlIchen Schntt in diesem 
Prozeß dar In der mediZInischen Terminologie 
wird aber dennoch bereits ab der Durchstoßung der 
EIzellenmembran durch die Samenzelle von emer 
befruchteten Eizelle gesprochen Dieser Vorgang 
laßt sich auch verlaßlIch feststellen Damit ISt 
sichergestellt, daß bereits m diesem Zeitpunkt der 
Schutz, den entwlcklungsfahlge Zellen nach dem 
Gesetzesvorhaben m besonderer Welse genießen 
sollen, emsetzt. 

Bel der Legaldefmltion der entwIcklungsfahlgen 
Zellen nach § 1 Abs. 3 soll daher nicht die 
Verschmelzung der Zellkerne, sondern die Befruch­
tung der Eizelle durch die emdnngende Samenzelle 
den Ausschlag geben 

Von diesem Zeitpunkt der Befruchtung Ist der fur 
den Widerruf nach § 8 Abs 4 maßgebliche Zeit­
punkt der Vereinigung, also des Zusammenfuhrens 
von Eizellen mit Samenzellen außerhalb des 
Korpers emer Frau (§ 1 Abs. 2 'Z 2) zu unterschei­
den. 

Zu § 2: 

Der Ausschuß halt es fur entbehrlIch, bel 
Lebensgefahrten gesetzlIch eme Fnst fur die 

Mmdestdauer ihrer Gememschaft vorzusehen Die 
Regierungsvorlage hatte unter dem Emdruck des 
Begutachtungsverfahrens in § 2 Abs. 1 eme derar­
tige Beschrankung aufgenommen Die Bereitschaft 
der Lebensgefahrten, sich zur Erfullung ihres 
gemeinsamen Kmderwunsches emer mit vIelfaltIgen 
Belastungen verbundenen Behandlung zu unterZie­
hen, spncht Jedoch ohnehm fur die Festigkeit und 
damit Dauerhaftigkeit ihrer BeZiehung Zudem 
werden die besonderen Vorkehrungen fur die 
Beratung und die Zustimmung der Lebensgefahrten 
(§ 7 Abs 3 und § 8 Abs. 1) leichtfertige Emwilligun­
gen m die Behandlung verhindern. Die in § 2 Abs. 1 
der" Regierungsvorlage fur eheahnlIche Lebensge­
melIlschaften vorgeschlagene Mmdestdauer von 
drei Jahren kann daher ersatzlos entfallen 

Schon die Regierungsvorlage raumte der psychi­
schen DimenSIOn der Unfruchtbarkeit emen beson­
deren Stellenwert ein, mdem sie m § 7 Abs 2 eme 
psychologische Beratung oder psychotherapeuti­
sche Betreuung der Wunschelter� vorschlug. Die 
psychologische oder psychotherapeutische Beglei­
tung der mediZInisch unterstutzten Fortpflanzung 
ISt - sofern die Betroffenen damit emverstanden 
smd - m der Tat vor allem m HmblIck auf ehe mit 
der Fertilitatsbehandlung im allgememen verbunde­
nen seelIschen Belastungen Wichtig Gerade Im 
Rahmen der Subsidiaritat der, mediZInisch unter­
stutzten Fortpflanzung darf jedoch nicht außer acht 
gelassen werden, daß die Unfruchtbarkeit emes 
Paares Vielfach nicht nur auf rem organische, 
sondern auch auf psychische Gründe zuruckgefuhrt 
werden kann Darauf haben die vom Ausschuß 
beigezogenen Fachleute besonders hmgewlesen 

Die Frage, ob eme medlzmsche unt<1rstutzte 
Fortpflanzung Im Emzelfall als "ultima ratio" 
zulasslg ISt, soll - wenn nicht emdeutlg eme rein 
organische Indikation vorlIegt - nicht ausschlIeß­
hch nach organmedizInIschen Kritenen beurtetlt 
werden Vielmehr soll bereits Im Vorfeld em 
Psychologe oder Psychotherapeut emschrelten, der 
Sich mit den seelIschen Selten des Problems befaßt 
Die Fragen der Aussichtslosigkeit und der Unzu­
mutbarkelt emer weiteren Behandlung sollen daher 
- anders als nach § 2 Abs 2 der Regierungsvorlage 
- allgemein nach dem Stand der Wissenschaft und 
Erfahrung, nicht nur der mediZInischen, beantwor­
tet werden; das Wort "mediZInischen" hat demnach 
hier zu entfallen. 

Zu § 3: 

Der neue Abs. 3 stellt ausdrucklich klar, daß 
Eizellenspende und "Leihmutterschaft" verboten 
sind, was sich aus der Regierungsvorlage nur/aus 
dem Zusammenspiel der §§ 3 Abs 1 Fortpflan­
zungsmedlzmgesetz und 137 a ABGB ergeben hat 

Zu § 4: 
Ein wesentliches Bestreben der Regierungsvor­

lage war es, der KommerzlallSlerung der medlzi-

2 
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nlsch unterstutzten Fortpflanzung einen Riegel 
vorzuschieben Diesem begnißenswerten Anliegen 
könnte auch durch eIne Regelung entsprochen 
werden, wonach der die medizInisch unterstutzte 
Fortpflanzung durchfuhrende Arzt nicht mit den 
"anderen Behandlungen" im SInn des § 2 Abs 2 
befaßt sein darf. Eine derartige zwingende Auftei­
lung könnte sich aber zum Nachteil der Betroffenen 
auswirken, wenn sie sich nicht mehr an den Arzt 
Ihres Vertrauens wenden konnen Der Ausschuß 
sieht daher davon ab, eIne solche Trennung 
vorzuschlagen, mag diese auch In anderen medIzini­
schen Bereichen (vgl. § 62a Abs. 2 KAG) vorgesehen 
sein 

Zu § 5: 

Die Pflicht zur Meldung homologer Inseminatio­
nen an den Landeshauptmann (Abs. 1) bezieht sich 
nicht etwa auf die einzelnen Behandlungen, sondern 
allgemeIn auf die Absicht, derartige Verfahren In 
der Krankenanstalt oder Ordinationsstatte durch­
zufuhren. Zur Sicherung der dem Landeshaupt­
mann Im Bereich der medizinisch unterstutzten 
Fortpflanzung zugewiesenen sanitatsbehordlichen 
Aufgaben ist es unumganglIch, Ihm einen allgemei­
nen Uberblick uber die Anwendung der Methode zu 
verschaffen. 

Zu § 7: 

Der umfassenden Beratung der Ehegatten oder 
Lebensgefahrten durch den Arzt kommt kommt 
ganz besondere Bedeutung zu. Die Wunscheltern 
sollen sich nicht nur uber den eigentlichen Ablauf 
der Behandlung, sondern auch uber deren RISiken, 
Chancen und Folgen Im klaren sein, ehe sie Ihre 
Einwilligung geben Im Rahmen der Behandlung 
hat der ArZt - das sei an dieser Stelle noch eInmal 
betont - die Betroffenen uber die der Frau und . 
dem gewunschten Kind droh�nden Gefahren 
eIngehend zu informieren Dazu zahlt auch die 
AIDS-Problematik, besonders bei Verwendung des 
Samens eines DrItten Mangel In der arztlIchen 
Aufklarung konnen auch schadenersatzrechtlIChe 
Folgen und sogar strafrechtliche Sanktionen (§ 110 
StGB) nach sich ziehen 

Die eIngehende rechtliche Beratung von Lebens­
gefahrten und - bel heter"ologen InsemInationen -
von Ehegatten (Abs. 3) soll dazu beitragen, daß SICh 
die Betroffenen auch der Folgen Ihrer Zustimmun­
gen bewußt werden Die Durchfuhrung mediZInisch 
unterstutzter Fortpflanzungen an Ehegatten mit 
deren Keimzellen wird. keine besonderen Probleme 
aufwerfen, weil auch rechtlich nicht bewanderte 
Wunscheltern In aller Regel' davon ausgehen 
durften, daß das Kind "Ihr KInd" ist, also ehelich 
geboren wird Anders v,erhalt es sich freilich mit 
einer heterologen InsemInation und überhaupt mit 

medizinisch unterstutzten Fortpflanzungen bei 
Lebensgefahrten. Hier kann eben nicht gesagt 
werden, daß die familienrechtlIchen Konsequenzen 
der medizinisch unterstutzten Fortpflanzung allge­
meIn bekannt SInd. Die Betroffenen sollen daher Im 
vorhineIn uber die famIiienrechtlichen Konsequen­
zen der Behandlung (§ 156a und 163 Abs. 3 ABGB) 
Bescheid wissen Mit eIner "DiskrImInierung" von 
Lebensgefahrten hat diese Regelung nichts zu tun 

Zu § 10: 

Der Ausschuß geht davon aus, daß nach dem 
gegenwartIgen Stand der MedizIn nicht mehr als 
drei- biS funf Eizellen der Frau entnommen und 

,befruchtet werden Eine gesetzliche Festschreibung 
dieser Quantitaten erscheInt aber nicht sinnvoll, 
zumal § 10 ausreichend dafür Sorge tragt,' daß es 
nicht zu "uberzahligen" entwicklungsfahlgen Zel­
len kommt 

Zu § 11: 

Die Auswahl des- Samenspenders wird Im 
allgemeInen dem Arzt zukommen Die §§ 11 biS 16 
s.chlIeßen es aber nicht aus, daß die Ehegatten oder 
Lebensgefahrten dem Arzt einen Samenspender 
eigener Wahl (etwa eInen Verwandten des Mannes) 
namhaft machen Sie konnen auch - ohne daß dies 
in § 8 eigens gesagt werden mußte - ihre 
Zustimmung .zur mediZInisch unterstutzten Fort­
pflanzung an die Verwendung des Samens dieses 
Mannes knupfen Der Wunsch der betroffenen 
Paare auf HeranzIehung eInes bestimmten Spenders 
entbIndet den Arzt und die Krankenanstalt aber 
weder von den besonderen Verpflichtungen für 
heterologe InsemInationen (§§ 11 bis 16) noch von 
den allgemeInen Regeln des FortpflanzungsmedI­
ZIngesetzes 

Zu den §§ 12 und 15: 

Im Rahmen der Untersuchung nach § 12 'Ylrd der 
Arzt Insbesondere auch darauf zu achten haben, daß 
das gewunschte Kind nicht durch eIne zu enge 
verwandschaftliche BeZiehung des Samenspenders 
zur Frau in seiner Gesundheit gefahrdet wird Der 
Arzt darf sich bei der Untersuchung des Spenders 
und dessen Samens also nicht nur auf reIn 
medizinische Belange besc)u'anken Er' hat SICh 
vielmehr tinter Wahrung der erforderhchen Ver­
traulIchkeit auch uber die verwandtschaftlichen 
Verhaltnlsse des Spenders zu erkundigen und 
hieruber Aufzeichnungen anzulegen. Dabei wird es 
ausreichen, wenn die.l Namen der Eltern des 
Samen spenders erfragt und aufgezeichnet werden 
(§ 15 Abs 1 Z 2) 

-I 
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Zu § 17: 

Abs. 1 faßt den Inhalt der Abs. 1 und 2 des § 17 
der Regierungsvorlage zusammen. 

Der neue Abs. 2 befaßt sich mit der in der 
Regierungsvorlage mcht naher geregelten Frage der 
Überlassung von Eizellen, Samen und entwIck­
lungsfahlgen Zellen Zur Vermeidung von Anreizen 
fur allfalltge unerwunschte Transaktionen, etwa bei 
einem Widerruf, aber auch zur Sicherung einer 
effizienten samtatsbehbrdltchen Aufsicht sieht die 
Besttmmung ein Verbot der Weitergabe von 
entwicklungs fahl gen Zellen bzw von fur eine 
medlzimsch unterstutzte Fortpflanzung bestimmten 
oder bestimmt gewesenen Keimzellen vor. Zur 
Verhinderung allfälliger Mißbrauche wird auch die 
Uberlassung von Eizellen, Samen und entwIck­
lungsfahlgen Zellen an die Frau oder den Mann, von 
denen die Keimzellen stammen, ausgeschlossen 
Insoweit wird das Verfugungsrecht der Betroffenen 
emgeschrankt. Es steht Ihnen aber frei, uber eine 
anderwemge Verwendung von Eizellen oder Samen, 
(etwa zur Forschung) Innerhalb der Krankenanstalt 
oder Ordinatlonsstatte zu bestimmen 

Zu § 20: 

Der Ausschuß ISt Sich daruber im klaren, daß die 
Normierung eines Rechtes des Kindes auf Auskunft 
uber den Samenspender die Bereitschaft von 
Mannern, Ihren Samen fur eine medlzlmsch 

"unterstutzte Fortpflanzung zur Verfugung zu 
stellen, empfindltch beeintrachttgen kann Dennoch 
kann dem Kind, das uber die Umstande seiner 
Zeugung weiß, die rechtltche Mogltchkeit auf 
Kenntms seines naturlichen Vaters nicht verweigert 
werden Im PrinzIp kann daher dem Vorschlag der 
Regierungsvorlage gefolgt werden, wenn auch die 
GeWichte Im einzelnen zu verschieben sind, 

Dem Grundsatz der Geheimhaltung der entspre­
chenden Daten soll der Vorrang zukommen. Das 
soll schon durch eine Umstellung der eln�elnen 
Absatze des § 20, aber auch durch die Elnschran­
kung der Auskunftsmogltchkelten des gesetzlichen 
Vertreters oder ErZiehungsberechtigten sowie 
durch die Verscharfung der Voraussetzungen der 
Auskunftserteilung an Behorden oder Genchte 
klargestellt werden Im gegebenen Zusammenhang 
sei festgehalten, daß mcht nur dem Samenspender, 
sondern auch dem Kmd und den Wunscheltern ein 
Interesse an der vertraultchen Behandlung der 
betreffenden Aufzeichnungen zuzubilitgen ISt. 

DIe Geheimhaltung kann - vom Fall des Abs. 3 
abgesehen nur Im Interesse des Kindes 
durchbrochen werden, sei es, daß es selbst uber den 

naturlichen Vater Bescheid wissen will, sei es, daß in 
begrundeten medlzlmschen Ausnahmefallen der 
gesetzltche Vertreter oder der Erziehungsberech­
tigte dIe Auskunft benottgt. Das Alter, ab dem dem 
Kind der Auskunftsanspruch selbst zukommt, soll 
auf die Erreichung der Mundlgkelt herabgesetzt 
werden Der Befurchtung der Regierungsvorlage, 
daß das Kind vor der VollJahngkelt seme schwienge 
Situatton mcht verkraften konne, vermag Sich der 
Ausschuß In dieser Allgemeinheit mcht anzuschlie­
ßen. Das mundige Kind bedarf im 'ubrigen zur 
Wahrnehmung des Auskunfts- und Elnstchtsrechts 
selbst mcht der Mitwirkung des gesetzltchen 
Vertreters 

Der gesetzltche Vertreter oder Erzlehungsbe­
rechttgte hat fur das Auskunftsverlangen die 
pflegschaftsgenchtliche Genehmigung einzuholen. 
Damit soll verhindert werden, daß er von dieser 
Befugms aus reiner Neugier ohne Notwendigkeit 
Gebrauch macht Das Gencht hat In diesem Fall zu 
prufen, ob die Auskunft in medizinisch begrundeten 
Ausnahmefällen Im Interesse des KIndes geboten ist. 
Dies kann etwa be; Leukamleerkrankungen, bel 
denen Knochemarkspender aus dem Kreis der 
Blutsverwandten benottgt werden, der Fall sein 

Zu § 21: 

Auch dem Vermittlungsverbot des § 21 hegt das 
Bestreben zugrunde, Geschafte Im Zusammenhang 
mit medlzlmsch unterstutzten Fortpflanzungen 
möglichst zuruckzudrangen Sowohl der Handel 
mit entwicklungsfahlgen Zellen, Eizellen und 
Samen (Z 1 und 2) als auch die VermIttlung von 
"Leihmuttern" (Z 3) verstoßen Im hochsten Maß 
gegen die menschltche Wurde, vor allem die Wurde 
der Frau und die Wurde des gewunscht�n Kindes 
Solche Transaktionen sollen In Erganzung zu den 
eInschrankenden Regeln des Fortpflanzungsmedi­
zIngesetzes nicht zulassig sein, sie stehen uberdles 
unter der Strafsanktton des § 22 Abs 1 Z 4 

Vom VermIttlungsverbot des § 21 nicht erfaßt ist 
die Zuweisung der betroffenen Ehegatten oder 
Lebensgefahrten an den die medizlmsch unter­
stutzte Fortpflanzung durchfuhrenden Arzt Hier 
geht es mcht um die unerwunschte KommerzlallSle­
rung der verschiedenen (zulasslgen oder unzulassl­
gen) Methoden, sondern um die Ermoglichung der 
Behandlung selbst Der Arzt, der den betroffenen 
Wunscheltern einen Arzt nach § 4 Abs 1 oder auch 
eine Krankenanstalt Im Sinn des § 5 nennt, hat also 
keine Sanktionen zu befurchten 

Zu § 22: 

Im Hinblick auf die Zielsetzung der Europal� 
schen Menschenrechtskonventton, die der Verhan-
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gung von Freiheitsstrafen durch Verwaltungsbehor- Art. 11 (Änderungen des ABG B): 
den entgegenlauft, wurden die Strafsatze der 
Ersatzfreiheltsstrafe gesenkt. Zu Z 4 (§ 163 ABGB): 

Zu § 25:_ 

Die Anderung des § 25 Abs. 3 soll sicherstellen, 
daß mcht nur das korperlich (noch) vorhandene, 
sondern ,auch .das weiter yeranlagte, an sich flicht 
mehr greifbare Entgelt erfaßt wird Dabei wird fur 
die Verfallsersatzstrafe eine sogenannte "Harte­
klausel" vorgesehen, um Unbllhgkelten zu vermei­
den Strafbehorde soll in 1 Instanz der Landes­
hauptmann sem. Berufungsbehorde Ist nach den 
allgemeinen Vorschriften des Verwaltungsstrafge­
setzes der unabhanglge Verwaltungssenat 

Ludmilla Parfuss 
Benchterstattenn 

Im Abs. 1 wird der leichteren Lesbarkeit halber 
auch der Wortlaut des geltenden Abs 1 wiedergege­
ben 

( 

Im Vergleich zur Regierungsvorlage wird der 
§ 163 Abs 2 redaktIOnell angepaßt 

Als Ergebms semer Beratungen stellt der 
Justizausschuß somit den A n  t r a g, der National-
rat wolle dem a n g e  s c hi 0 S s e n  e n G e - /. 
s e  z t e  n t w u r f die verfassungsmaßlge Zustim­
mung erteilen 

Wien, 1992 05 08 

Dr. Graff 
Obmann 
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Bundesgesetz, mit dem Regelungen über 
die medizinisch' unterstützte Fortpflanzung 
getroffen (Fortpflanzungsmedizingesetz -
FMedG) sowie das allgemeine bürgerliche 
Gesetzbuch, das Ehegesetz und die Jurisdik-

tionsnorm geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen. 

Artikel I 

F o r tpf l a n z  u n g  s m e  d i  z in g e s  e tz 

Begriffsbestimmungen 

§ 1. (1) MedizInisch unterstutzte Fortpflanzung 
Im SInn dieses Bundesgesetzes Ist die Anwendung 
medlzllllscher Methoden zur Herbeifuhrung eIner 
Schwangerschaft auf andere Welse als durch 
Geschlechtsverkehr. 

(2) Methoden der medlZllllsch unterstutzten 
FOrtpflan�ung Im SInn des Abs 1 SInd Insbesondere 

1. das Einbnngen von Samen In die Geschlechts­
organe einer Frau, 

2. die Verellllgung von Eizellen mit Samenzellen 
außerhalb des Korpers einer Frau, 

3. das EInbnngen von entwIcklungsfahlgen Zel­
len In die Gebarmutter oder den Eileiter eIner 
Frau und 

4 das EInbringen von Eizellen oder von ElzelJen 
mit Samen In die Gebarmutter oder den 
Eileiter einer Frau. 

(3) Als entwlcklungsfahlge Zellen SInd befruch­
tete Eizellen und daraus entwickelte Zellen 
anzusehen 

Zulässigkeit 

§ 2. (1) EIne medizinisch unterstutzte Fortpflan­
zung Ist nur in eIner Ehe oder eheahnhchen 
LebensgemeInschaft zulasslg 

(2) Sie ist ferner nur zulasslg, wenn nach dem 
Stand der Wissenschaft und Erfahrung alle anderen 
moghchen und zumutbaren Behandlungen zur 
Herbelfuhrung eIner Schwangerschaft durch Ge­
schlechtsverkehr erfolglos gewesen oder aussichts­
los SInd 

§ 3. (1) Fur eIne medlZllllsch unterstutzte 
Fortpflanzung durfen nur die Eizellen und der 
Samen der Ehegatten oder Lebensgefahrten ver­
wendet werden 

(2) Fur die Methode nach § 1 Abs 2 Z 1 darf 
Jedoch der Samen eines Dntten verwendet werden, 
wenn der des Ehegatten oder Lebensgefahrten nicht 
fortpflanzungsfahlg ISt 

(3) Eizellen und entwlcklungsfahige Zellen 
durfen nur bel der Frau verwendet werden, von der 
sie stammen 

Befugn is 

§ 4. (1) EIne medlzllllsch unterstutzte Fortpflan­
zung darf nur von eInem zur selbstandlgen 
Berufsausubung berechtigten Fa.charzt fur Frauen­
heilkunde und Geburtshilfe durchgefuhrt werden 

(2) EIne med{zllllsch unterstutzte Fortpflanzung 
darf nur In eIner hlefur zugelassenen Krankenan­
stalt durchgefuhrt werden, die Methode nach § 1 
Abs 2 Z 1 darf Jedoch auch In eIner OrdInauons­
statte eInes Facharztes fur Frauenheilkunde und 
Geburtshilfe angewe�det werden, sofern dabei' der 
Samen des Ehegatten oder Lebensgefahrten ver­
wendet wird. 

§ 5. (1) Der arzthche Leiter eIner Krankenanstalt 
und der' Facharzt haben die AbSicht, In der 
Krankenanstalt bzw OrdInauonsstatte Methoden 
nach § 1 Abs 2 Z 1 mit dem Samen des Ehegatten 
oder Leb.ensgefahrten anzuwenden, dem Landes­
hauptmann zu melden Über die Meldupg Ist auf 
Antrag eine Bestaugung zu erteilen 

(2) Der arzthche Leiter eIner Krankenanstalt, In 
der die Durchfuhrung anderer medlzllllsch unter-
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stutzter Fortpflanzungen beabsichtigt ISt, hat beim 
Landeshauptmann die Zulassung hlefur zu beantra­
gen. Die Zulassung Ist zu erteilen, wenn auf Grund 
der personellen und sachlichen Ausstattung eine 
dem Stand der medlzlDischen Wissenschaft und 
Erfahrung entsprechende Durchfuhrung der medi­
zlDisch unterstutzten Fortpflanzungen gewahrlelstet 
Ist. Weiters muß die M9glichkeit zu einer 
ausreichenden psychologischen Beratung und einer 
psychotherapeutischen Betreuung gegeben sein. 

(3) Der Landeshauptmann hat die Zulassung zu 
widerrufen, wenn deren Voraussetzungen Dicht 
mehr gegeben sind Er hat ferner die Zulassung zu 
widerrufen bzw die Anwendung der Methode nach 
§ 1 Abs 2 Z 1 mit dem Samen des Ehegatten oder 
Lebensgefahrten zu untersagen, wenn die Bestim­
mungen dieses Bundesgesetzes schwerwiegend oder 
trotz Ermahnung wiederholt verletzt worden sIDd 

Freiwilligkeit der Mitwirkung 
Benachteiligungsverbot 

§ 6. (1) KelD Arzt ist verpflichtet, eIDe medlzl­
Dlsch unterstutzte Fortpflanzung durchzufuhren 
oder an Ihr mitzuwirken. Dies gilt ;uch fur im 
KrankenpflegHachdlenst, ID medlzinisch-techDl­
schen Diensten oder in Sanitatshilfsdlensten tatige 
Personen. 

(2) Niemand darf wegen der Durchfuhrung eID�r 
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes entspre- . 
chenden medlzlDisch unterstutzten Fortpflanzung, 
der Mitwirkung daran oder wegen der Weigerung, 
eIDe solche medizlDisch unterstutzte Fortpflanzung 
durchzufuhren oder daran mitzuwirken, ID welcher 
Art Imm,er benachteiligt werden 

Beratung 
§ 7. (1) Der Arzt hat vor der Durchfuhrung eIDer 

medlzlDisch unterstutzten Fortpflanzung die Ehe­
gatten oder Lebensgefahrien uber die Methode 
sowie uber die moglichen Folgen und Gefahren der 
Behandlung fur die Frau und das gewunschte KIDd 
eIDgehend aufzuklaren und zu beraten 

(2) Der Arzt hat eine psychologische Beratung 
oder eIDe psychotherapeutische Betreuung der 
Ehegatten oder Lebensgef;thrten zu veranlassen, 
sofern diese eIDe solche Dicht ablehnen 

(3) EIDer medlzlDisch unterstutzten Fortpflan­
zung hat bei Lebensgefahrten ID Jedem Fall, bel 
Ehegatten nur, wenn der Samen eIDes Dntten 
verwendet wird, eIDe eingehende Beratung durch 
elD Gencht oder eIDen Notar tiber die rechtlichen 
Folgen der Zustimmung (§ 8) voranzugehen 

Zustimmung 
§ 8. (1) EIDe medlzlDlsch unterstutzte Fortpflan­

zung darf bel Ehegatten nur mit deren schnftllcher 
Zustimmung durchgefuhrt werden, bel Lebensge-

fahrten muß die Zustimmung ID Form eIDes 
genchtllchen Protokolls oder eIDes Notanatsakts 
erteilt werden Bel Verwendung von Samen eIDes 
Dntten bedarf die Zustimmung zu dieser Methode 
stets eines gerichtlichen Protokolls oder eIDes 
Notanatsakts 

(2) Handlungsunfahlge konnen die Zustimmung 
nlcht erklaren EID beschrankt Handlungsfahiger 
hat seine Zustimmung selbst zu erklaren, sie bedarf 
der Einwilligung selDes gesetzlichen Vertreters 
Auch fur die EIDwJlligung gelten die Formvorschrif­
ten des Abs 1 

(3) Die Erklarung hat zu enthalten' 
1 die ausdruckllche Zustimmung (ElDwilllgung) 

zur Durchfuhrung der medizinisch unterstutz­
ten Fortpflanzung; 

2. erforderlichenfalls die Zustimmung (EinWilli­
gung) zur Verwendung des Samens eIDes 
Dritten; 

3. Vor- und Familiennamen, gegebenenfalls auch 
Geschlechtsnamen, Geburtstag und -ort, 
Staatsangehongkelt und Wohnort der "Frau 
und Ihres Ehemannes oder Lebensgefahrten 
sowie 

4. den Zeitraum, ID dem die medlzlDisch 
unterstutzte Fortpflanzung durchgefuhrt wer­
den darf 

� (4) Die Zustimmung kann dem Arzt gegenuber 
von der Frau und vom Mann biS zur Embringung 
von Samen oder Eizellen in den Korper der Frau " 
Widerrufen werden, bel der VereiDigung von 
Eizellen mit Samenzellen außerhalb des Korpers 
einer Frau kann die Zustimmung von der Frau bis 
zur Embnngung der entwIcklungsfahlgen Zellen In 
ihren Korper, vom Mann jedoch nur biS zur 
Vereinigung der Eizellen mit Samenzellen widerru­
fen werden Der Widerruf bedarf keiner bestimmten 
Form, der Arzt hat den Widerruf schriftlich 
festzuhalten und hleruber auf Verlangen eine 
Bestatigung auszustellen 

Verwendung, Untersuchung und Behandlung von 
Samen, Eizellen und entwicklungsfähigen Zellen 

§ 9. (1) Entwlcklungsfahlge Zellen durfen Dicht 
fur andere Zwecke als fur medizlDisch unterstutzte 
Fortpflanzungen verwendet werden. Sie durfen nur 
insoweit untersucht und behandelt werden, als dies 
nach dem Stand der mediziDischen Wissenschaft 
und Erfahrung zur Herbelfuhrung einer Schwan­
gerschaft erforderlich ISt Gleiches gilt fur Samen 
oder Eizellen, die fur medlzlDisch unterstutzte 
Fortpflanzungen verwendet werden sollen 

(2) Eingnffe ID die KeimzeIlbahn sind unzulaSSIg 

(3) Ein Gemisch von Samen verschiedener 
Manner darf fur eine medizinisch unterstutzte 
Fortpflanzung nicht verwendet werden 

, 

. I 

1 
-, 
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§ 10. Bel der Vereinigung von Eizellen' mit 
Samenzellen außerhalb des Korpers emer Frau 
durfen nur so viele Eizellen befruchtet werden, wie 
nach dem Stand der medizmischen Wissenschaft 
und Erfahrung mnerhalb emes Zyklus fur eine 
aussichtsreiche und zumutbare medizinisch unter­
stutzte Fortpflanzung notwendig sind 

Samen eines Dritten 

§ 11. Eine medlzllllsch unterstutzte Fortpflan­
zung mit dem Samen emes Dritten darf nur m emer 
zugelassenen Krankenanstalt (§ 5 Abs 2) durchge­
fuhrt werden Ein Dntter darf semen Samen fur eme 
medizmisch unterstutzte Fortpflanzung nur einer 
solchen Krankenanstalt· zur Verfugung stellen. Die 
Krankenanstalt hat den Dntten und dessen Samen 
vor dessen Verwendung zu untersuchen. 

§ 12. Die Untersuchung des Dntten und semes 
Samens hat sicherzustellen, daß nach dem Jeweili­
gen Stand der medizinischen Wlssep.schaft und 
Erfahrung der Samen fortpflanzungsfahlg Ist und 
durch seme Verwendung keme gesundheitlichen 
Gefahren fur die Frau oder das gewunschte Kind 
entstehen konnen 

§ 13. (1) Der Samen emes Dntten darf fur eme 
medlzllllsch unterstutzte Fortpflanzung nur ver­
wendet werden, wenn der Dritte einer solchen 
Verwendung und der Erteilung von Auskunften 
nach § 20 der Krankenanstalt gegenube� schriftlich 
zugestimmt hat Die Zustimmung kann Jederzeit mit 
der Wirkung widerrufen werden, daß Jede weitere 
Verwendung unzulasslg ist Der Widerruf bedarf 
kemer bestimmten Form; die Krankenanstalt hat 
den Widerruf schriftlich festzuhalten und hleruber 
auf Verlangen eme Bestatigung auszustellen 

(2) Ein Dritter darf semen Samen fur Zwecke der 
medizllllsch unterstutzten Fortpflanzung stets nur 
derselben Krankenanstalt zur Verfugung stellen; 
hierauf hat' Ihn die Krankenanstalt besonders 
hinzuweisen 

§ 14. Der Samen emes Dntten darf fur eine 
medlzlll1sch unterstutzte Fortpflanzung in höch­
stens drei Ehen oder eheahnlichen Lebensgemem­
schaften verwendet werden 

§ 15. (1) Die Krankenanstalt hat uber den 
Dntten, der Samen zur Verfilgung stellt, folgende 
Aufzeichnungen zu fuhren: . 

1 Vor- und Familiennamen, gegebenenfalls auch 
Geschlechtsnamen, Geburtstag und -ort, 
Staatsangehongkelt und Wohnort, 

2 Vor- und Familiennamen sowie Geschlechts­
namen semer Eltern, 

3 Zeitpunkt der Zurverfugungstellung des Sa­
mens, 

4 die Ergeblllsse der nach § 12 durchgefuhrten 
Untersuchungen 

(2) Die Krankenanstalt hat ferner daruber 
Aufzeichnungen zu fuhren, fur welche Ehen oder 
eheahnlichen Lebensgememschaften der Samen 
verwendet worden ist 

§ 16. Die Zurverfugungstellung von Samen fur 
eine medizllllsch unterstutzte Fortpflanzung darf 
lllcht Gegenstand emes entgeltlichen Rechtsge­
schafts sem. 

Aufbewahrung 

§ 17. (1) Samen und Eizellen, die fur eme 
medlzllllsch unterstutzte Fortpflanzung verwendet 
werden sollen, sowie entwlCklungsfahige Zellen 
durfen hochstens ein Jahr aufbewahrt werden Die 
Aufbewahrung hat dem Jeweiligen Stand der 
Wissenschaft und Technik zu entsprechen. 

(2) Entwicklungsfahlge Zellen durfen weder den 
Personen, von denen sie stammen, noch anderen 
Personen oder Einnchtungen uberlassen werden 
Gleiches gilt fur Samen oder Eizellen, die fur eme 
medlzllllsch unterstiltzte Fortpflanzung verwendet 
werden sollen oder verwendet werden sollten. 

Aufzeichnungen und Berichte 

§ 18. (1) Der Arzt, der eme medlZllllsch 
unterstutzte Fortpflanzung durchfuhrt, hat 

1 Vor- und Familiennamen, gegebenenfalls auch 
Geschlechtsnamen, 

2 Geburtstag und -ort, 
3 Staatsangehongkelt und 
4. Wohnort 

der Frau, Ihres Ehemannes oder Lebensgefahrten 
sowie hlevon getrennt emes Dntten, dessen Samen 
allenfalls verwendet wird, schnftllCh aufzuzeichnen. 

(2) Weiters hat der Arzt schnftliche Aufzeichnun­
gen uber das Vorliegen der Voraussetzungen fur die 
Durchfuhrung der medlzmisch unterstutzten Fort­
pflanzung, den Verlauf der Behandlung und deren 
Dauer sowie die nach dem Stand der medlzllllschen 
Wissenschaft und Erfahrung fur die Schwanger­
schaft, die Geburt und die gesundheitliche Entwick­
lung des gewunschten Kindes wesentlichen Um­
stande zu fuhren 

(3) Diese Aufzeichnungen und die ZustImmungs­
und Einwilligungserklarungen nach § 8-Abs. 1 und 2 
sowie § 13 Abs 1 smd von der Krankenanstalt oder 
vom Facharzt m der Ordmatlonsstatte 30 Jahre lang 
aufzubewahren Nach Ablauf dieser Fnst oder bel 
fruherer Auflosung der Krankenanstalt oder Ordl­
natlonsstatte smd diese Unterlagen dem Landes­
hauptmann zu ubermltteln, dieser hat sie auf Dauer 
aufzubewahren. 

§ 19. (1) Die arztlichen Leiter der Krankenanstal­
ten, m denen medlzllllsch unterstutzte Fortpflan­

. zungen durchgefuhrt werden, und die Facharzte, 
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die In Ihren OrdInationsstatten die Methode nach 
§ 1 Abs 2 Z 1 mit dem Samen des Ehegatten oder 
Lebensgefahrten anwenden, haben Jahrlich spate­
stenS zum 31 Marz des jeweils folgenden Kalender­
Jahrs dem Lan4eshauptmann uber Ihre dIesbezugli­
chen Tatlgkelten upd Erfahrungen Im vorangegan­
genen Kalenderjahr zu benchten. 

(2) Der Bundesminister fur Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz hat Im EInvernehmen mit 
dem BundesmInister fur JUStiZ durch Verordnung 
Inhalt und Form der Benchte unter Beachtung 
gesundhelts- und rechtspolmscher GeSIChtspunkte 
sowie des Datenschutzes naher festzulegen. Die 
Berichte haben Insbesondere Angaben uber die Art 

der angewandten Methoden, die Hauflgkelt deren 
Anwendung, den Erfolg sowie uber die Aufbewah­
rung und die Verwendung der Samen Dntter und 
ent'Ylcklungsfahlger Zellen zu enthalten 

Auskunft 

§ 20. ( 1 )  Die Aufzeichnungen uber eInen Dntten, 
der Samen zur Verfugung gestellt hat, Sind 
vertraulich zu behandeln 

(2) Dem mit dem Samen eines Dntten gezeugten 
Kind Ist auf dessen Verlangen nach Vollendung des 
Vierzehnten Lebensjahrs EinSicht in die Aufzeich­
nungen nach § 15 Abs. 1 zu gewahren und daraus 
Auskunft zu erteilen Der gesetzhche Vertreter oder 
oer Erziehungsberechtigte kann zum Wohl' des 
Kiiides in medizinisch begrundeten Ausnahmefallen 
mit pflegschaftsge,nchtlicher Genehmigung Einsicht 
und Auskunft verlange!! In Ermangelung eines 
mlandlschen Pflegschaftsgerichts ISt fur die gencht­
IIche Genehmigung das Bezlrksgencht, m dessen 
Sprengel die Krankenanstalt liegt, zustandlg. 

(3) Den Gerichten und Verwal4lngsbehord'en 
steht das Emslchts- und Auskunftsrecht zu, soweit 
dies zur Erfullung Ihrer Aufgaben m VollzIehung 
dieses Bundesgesetzes unentbehrlich Ist 

Vermittlungsverbot 

§ 21.,Unzulasslg ISt die Vermittlung 
1 von entwlcklungsfahigen Zellen, 
2 von Samen und Eizellen fur eme medlzmisch 

unterstu tzte Fortpflanzung, 
3 von Personen, die bereit smd, Samen, Eizellen 

oder entwlck!ungsfahlge Zellen fur eme 
medlzmlsch unterstutzte Fortpflanzung m Sich 
embnngen zu lassen 

Strafbestimmungen 

§ 22. (1) Wer 
1. ohne ArZt zu sem, eme mediZInisch unter­

stutzte Fortpflanzung durchfuhrt, 
2 semen Samen entgegen § 11 zweiter Satz oder 

§ 13 Abs 2 zur Verfugung stellt, 

3 Samen, EIzellen oder entwlcklungsfahlge 
Zellen entgegen § 9 verwendet, untersucht 
oder behandelt oder 

4 Samen, Eizellen, entwicklungsfahlge Zellen 
oder Personen entgegen § 21 vermittelt, 

begeht eme Verwaltungsubertretung 

(2) Eme Verwaltungsubertretung nach Abs 1 ISt 
zu ahnden 

1. m den Fallen der Z 1, 3 und 4 mIt Geldstrafe 
biS zu 500 000 S, bel Unelnbnnghchkelt mit 
ErsatzfreIheItSstrafe biS zu 14 Tagen, 

2. Im Fall der Z 2 mit Geldstrafe biS zu 100 000 S, 
bei Unembnnglichkelt mit ErsatzfreIheIts­
strafe biS zu einer Woche 

§ 23. (1) Wer als Arzt 
1. eine medlzmisch unterstutzte Fortpflanzung 

durchfuhrt 
a) die nach den §§ 2 oder 3 unzulasslg ISt, 
b) ohne Vorhegen der m § 4 festgelegten 

Voraussetzungen und Erfordernisse, 
c) unter Verletzung der MeldepflIcht des § 5 

Abs. 1, 
d) ohne Aufklarung und Beratung der Ehe­

gatten oder Lebensgefahrten gemaß § 7, 
e) ohne Vorliegen der nach § 8 Abs 1 und 2 

oder nach § 13 Abs 1 erforderlichen 
Zustimmungen und Emwilligungen, 

2. eine medlzmisch unterstutzte Fortpflanzung 
mit dem Samen emes Dntten entgegen § 11 
erster und dntter Satz durchfuhrt, 

3 die naCh § 12 erforderlichen Untersuchungen 
unterlaßt, 

4 Samen entgegen § 14 verwendet oder 
5 semer Aufzeichnungs- oder Aufbewahrungs­

pflIcht nach § 18 nicht nachkommt, 
begeht eme Verwaltungsubenretung 

(2) Eine Verwaltungsubertretung nach Abs 1 ISt 
zu ahnden 

1. In den Fallen der Z 1 biS 4 mit Geldstrafe bis zu 
500 000 S, bel Unembnnglichkeit mit Ersatz­
freiheitsstrafe biS zu 14 Tagen; 

2 Im Fall der Z 5 mit Geldstrafe biS zu 100 000 S, 
bel Uneinbringlichkeit mit ErsatzfreIheits­
strafe bis zu einer Woche 

'§ 24. Wer Im Rahmen sem er Tatigkeit fur eine 
Krankenanstalt 

1. es verabsaumt, die nach § 12 erforderlichen 
Untersuchungen durchzufuhren oqer die m 
§ 13 Abs 2 vorgesehene Belehrung zu erteilen, 

2 Samen emes Dntten entgegennimmt, obwohl 
er weiß, daß dieser seinen Samen schon einer 
anderen Krankenanstalt zur Verfugung ge­
stellt hat, 

3 entgegen § 15 Aufzeichnungen nicht oder nur 
unzureichend fuhrt oder 

4 die Aufbewahrungspfhcht gemaß § 18 Abs 3 
oder die Benchtspfllcht gemaß § 19 Abs 
verletzt, 

·1 
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begeht eine Verwaltungsubertretung und ist mit 
Geldstrafe bis zu 50 000 S, bel Unembnnglichkeit 
mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu drei Tagen zu 
bestrafen 

§ 25. (1) Eme Verwaltungsubertretung nach den 
vorstehenden Bestimmungen liegt nur vor, sofern 
die Tat nicht den Tatbestand einer m die 
Zustandigkeit der Gerichte fallenden strafbaren 
Handlung bildet 

(2) Der Versuch ISt strafbar 

(3) Ein fur die Straftat erhaltenes Entgelt Ist fur 
verfallen zu erklaren. Ist em Verfall des Entgelts 
nicht moglich, so ISt uber den Tater eme 
Verfallsersatzstrafe m der Hohe des erhaltenen 
Entgelts zu verhangen Stunde die Verfallsersatz­
strafe zur-Bedeutung der Tat oder zu dem den Tater 
treffenden Vorwurf außer Verhalfnls, so Ist von 
Ihrer Verhangu'ng ganz oder teilweise abzusehen 

(4) Fur die Untersuchung und Bestrafung von 
Verwaltungsubertretungen nach den vorstehenden 
Bestimmungen ISt m erster Instanz. der Larides­
hauptmann zustandlg 

Artikel II 

Änderungen des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuchs 

Das allgemeine burgerliche Gesetzbuch, JGS 
Nr 946/1811, zuletzt geändert durch das Bundes­
gesetz BGBI' Nr 656/1989, Wird wie folgt gean­
dert 

1 .  Nach dem § 137 a Wird folgender § 137 b samt 
Uberschnft eingefugt. 

"Mutterschaft 

§ 137 b. Mutter Ist die Frau, die das Kmd geboren 
hat. " 

2 Im § 1 55 Wird am Ende der Punkt durch emen 
Stnchpunkt ersetzt und folgender Satz angefugt . 

"hlHur ISt zu beweisen, daß wahrend der Ehe das 
Kmd vom Ehemann gezeugt oder die Schwanger­
schaft mit dem Samen des Ehemanns oder, sofern 
der Ehemann m Form emes genchtlichen Protokolls 
oder eines Notanatsakts- zugestimmt hat, mit dem 
Samen emes Dntten durch eme mediZInisch 
unterstutzte Fortpflanzung herbeigefuhrt worden 
ist " 

3 Nach dem § 156 Wird folgender § 156 a 
emgefugt 

,,§ 156 a. Hat der Ehemann der Mutter emer 
mediZInisch unterstutzten Fortpflanzung mit dem 
Samen emes Dntten m Form eines genchtlichen 
Protokolls oder Notariatsakts zugestimmt, so kann 
die Ehelichkeit des mit dem Samen des Dntten 
gezeugten Kmdes nicht bestntten werden " 

4. Der § 1 63 hat samt Uberschnft zu lauten. 

"Vaterschaft zu einem uneheli,:hen Kinde 

§ 163. ( 1 )  Hat em Mann der Mutter emes 
unehelichen Kmdes mnerhalb emes Zeitraums von 
nicht mehr als 302 und nicht weniger als 180 Tagen 
vor der Entbmdung beigewohnt, so wird vermutet, 
daß er das Kind gezeugt hat Ist an der Mutter eme 
mediZInisch unterstützte Fortpflanzung mnerhalb 
dieses Zeitraums. durchgefuhrt worden, S9 wird 
vermutet, daß der Mann, dessen Samen verwendet 
worden ISt, der Vater des Kmdes }st 

(2) Der Mann, au{ den eme Vermutung nach 
Abs. 1 zutrifft, kann sie durch den Beweis einer 
solchen U nwahrschemlichkelt der Vaterschaft ent­
kraften, die unter Würdigung aller Umstande gegen 
die Annahme spncht, daß er das Kind gezeugt hat, 
weiters durch den Beweis, daß seine Vaterschaft 
unwahrschemlicher als die elftes anderen Mannes 
ISt, fur den eme Vermutung nach Abs. 1 gleichfalls 
gilt. ' 

(3) Ist an der Mutter eme mediZInisch unter­
stutzte Fortpflanzung mit dem Samen emes Dntten 
durchgefuhrt worden, so Wird vermutet, daß der 
Mann, der dieser mediZInisch unterstutzten Fort­
pflanzung m Form emes genchtlichen Protokolls 
oder eines Notanats"akts zugestimmt hat, der Vater 
des Kindes ISt, es sei denn, er weist nach, daß das 
Kmd nicht durch diese medizmisch unterstutzte 
Fortpflanzung gezeugt worden Ist 

(4) Em Dntter, dessen Samen fur eme mediZI­
nisch unterstutzte Fortpflanzung verwendet wird, 
kann nicht als Vater des mit semem Samen 
gezeugten Kindes festgestellt werden " 

5 Im § 879 Abs 2 wird nach der Z 1 folgende 
Z 1 a emgefügt 

,,1 a wenn etwas fur die Vermittlung emer 
mediZInisch unterstutzten Fortpflanzung be­
dungen Wird," 

Artikel III 

Änderungen des Ehegesetzes 

Das Gesetz zur Veremheltlichung des Rechtes 
der Eheschließung und Ehescheidung, deutsches 
RGBI. 1938 I S 807, zuletzt geandert durch das 
Bundesgesetz BGBI Nr 4811 1985, Wird wie folgt 
geandert 

Im § 48 hat 

1 die blshenge Bestimmung die Bezeichnung 
,,(1)" zu erhalten und 

2 der Abs. 2 zu lauten: 

,,(2) Em Ehegatte hat kein Recht auf Scheidung, 
wenn der andere' die Durchfuhrung emer mediZI­
nisch unterstutzten Fortpflanzung verweigert." 
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Artikel IV 

Änderungen der Jurisdiktionsnor:m 

Die' JurisdiktIonsnorm, RGBI. Nr. 111/1895, 
zuletzt geandert durch das Bundesgesetz BGBI 
Nr. 10/1991, wird wie folgt geändert: 

Nach dem § 121 wird folgender § 121 a samt 
Überschrift emgefügt: 

"Beratung und Zustimmungen nach dem 
Fortpflanzungsmedizingesetz 

§ 121 a. Die Beratung und die Protokollierung 
der Zustlmmungs- und Emwilligungserklarungen 
nach dem Fortpflanzungsmedizingesetz konnen 
v'on Jedem zur Gerichtsbarkeit in Vormundschafts­
oder Pflegschaftssachen berufenen Bezirksgericht 
vorgenommen werden." 

Artikel V 

Schluß- und Übergangsbestimmungen 

( 1 )  Dieses Bundesgesetz trItt mit 1. Juli 1992 In 
Kraft. 

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgeset­
zes konnen bereits mit dem auf seme Kundmachung 
folgenden Tag erlassen werden; sie durfen fruhe­
sti�ns zugleich mit dem Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes in Kraft gesetzt werden 

(3) Sofern in Krankenanstalten oder Ordma­
tlOnsstatten bereits im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Bundesgesetzes Methoden nach § 1 Abs. 2 
Z 1 Fortpflanzungsmedizingesetz mit dem Samen 
des Ehegatten oder Lebensgefahrten angewendet 
werden, haben dies der arzthche Leiter der 

Krankenanstalt oder der Facharzt der Ordmations­
stätte dem Landeshauptmann innerhalb von drei 
Monaten ab dem Inkrafttreten dieses Bundesgeset­
zes zu melden. 

(4) Der ärztliche Leiter emer Krankenanstalt, m 
der im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundes­
gesetzes bereits andere, Methoden der medizinIsch 
unterstutzten Fortpflanzung durchgefuhrt werden, 
hat beim Landeshauptmann Innerhalb von drei 
Monaten ab dem Inkrafttreten dieses Bundesgeset­
zes die Zulassung nach § 5 Abs. 2 Fortpflanzungs­
medizIngesetz zu beantragen; solche medizinisch 
unterStutzte Fortpflanzungen durfen ohne Zulas­
sung nur bis zur rechtskraftlgen Entscheidung uber 
den Antrag durchgefuhrt werden. 

(5) § 137 b und § 155 ABGB, soweit dieser die 
Zeugung durch den Ehemann oder die Durchfuh­
rung einer medizinisch unterstutzten Fortpflanzung 
mit dem Samen des Ehemanns betrifft, sowie § 163 
Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 4 ABGB jeweils in der 
Fassung dieses Bundesgesetzes gelten auch für 
Kinder, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Bundesgesetzes bereits geboren sind. 

(6) Hat der Ehemann der Mutter vor dem 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes einer mediZI­
nisch unterstutzten Fortpflanzung mit dem Samen 
eines Dritten zugestimmt, so kann die Ehelichkeit 
des mit dem Samen des Dritten gezeugten Kmdes 
nIcht bestritten werden. 

(7) In vor, dem Inkraftt�eten ,dieses Bundesgeset­
zes anhangig gemachten Verfahren sind die bisher 
geltenden Vorschnften weiter anzuwenden. 

(8) Mit der VollzIehung dieses Bundesgesetzes 
sind die Bundesminister für Justiz sowie fur 
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz betraut. 
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